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§ 20 MedienG Durchsetzung der
Veröffentlichung

 MedienG - Mediengesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 04.01.2024

(1) Wurde auf Verö-entlichung einer Gegendarstellung oder einer nachträglichen Mitteilung erkannt und dem

gerichtlichen Verö-entlichungsauftrag nicht rechtzeitig oder nicht gehörig entsprochen, so hat das Gericht auf

Verlangen des Antragstellers nach Anhörung des Antragsgegners durch Beschluß dem Antragsgegner die Zahlung

einer Geldbuße an den Antragsteller aufzuerlegen. Für jede erschienene Nummer, jeden Sendetag oder jeden Tag, an

dem die Website abrufbar ist, gebührt ab dem im § 13 Abs. 1 (§ 17 Abs. 3) bezeichneten Zeitpunkt, in dem eine

gehörige Verö-entlichung der Gegendarstellung oder nachträglichen Mitteilung hätte erfolgen sollen, eine Geldbuße

bis zu 1 000 Euro. Für die Bestimmung der Höhe der Geldbuße gilt § 18 Abs. 3 erster Satz.

(2) Das Verlangen muß binnen sechs Wochen gestellt werden. Diese Frist beginnt im Falle nicht rechtzeitiger

Verö-entlichung ab dem Zeitpunkt zu laufen, in dem dem Verö-entlichungsauftrag spätestens hätte entsprochen

werden sollen, im Falle einer nicht gehörigen Verö-entlichung ab dem Verö-entlichungstag, und zwar auch dann,

wenn in diesem Zeitpunkt die Verö-entlichungsfrist noch nicht abgelaufen war. Der Antrag, eine Geldbuße wegen

nicht gehöriger Verö-entlichung aufzuerlegen, ist abzuweisen, soweit er Mängel betri-t, die vom Antragsteller schon

in einem früher gestellten Antrag hätten geltend gemacht werden können.

(3) Sobald die Gegendarstellung oder nachträgliche Mitteilung gehörig verö-entlicht worden ist, kann das Gericht in

berücksichtigungswürdigen Fällen auf Antrag des Antragsgegners von der Auferlegung von Geldbußen absehen und

noch nicht gezahlte Geldbußen nachsehen. Soweit das der Fall ist, sind die Kosten des Durchsetzungsverfahrens

dennoch dem Antragsgegner aufzuerlegen.

(4) Gegen Beschlüsse des Gerichtes über die Auferlegung oder Nachsicht von Geldbußen steht die Beschwerde an das

übergeordnete Gericht zu. Wurde eine Geldbuße auferlegt, weil die Verö-entlichung nicht gehörig erfolgt sei, und

wurde gegen den Beschluß über die Geldbuße Beschwerde erhoben, so sind für die Dauer des Beschwerdeverfahrens

keine weiteren Geldbußen aufzuerlegen, wenn die Verö-entlichung, deren Gehörigkeit strittig ist, in einer Weise

erfolgte, die einer gehörigen Veröffentlichung nahekommt.

In Kraft seit 01.01.2021 bis 31.12.9999
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